Ausgabe A. 


Geſetzhblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 18 Ausgegeben Danzig, den 25. März 1933 
42 Fünfte Verordnung 


zur Durchführung der Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangsvollſtreckung vom 
19. Januar 1932 (G. Bl. S. 91) in der Faſſung der Bekanntmachung vom 15. November 1932 
(G. Bl. S. 753) und der Verordnung vom 10. März 1933 (G. Bl. S. 113), 


Vom 21. 3. 1933. 


Auf Grund des § 26 der Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung vom 19. Januar 1932 (G. Bl. S. 91) in der Faſſung der Bekanntmachung vom 15. No⸗ 
vember 1932 (G. Bl. S. 753) und des Artikels II der Verordnung vom 10. März 1933 (G. Bl. 
S. 113) wird folgendes verordnet: f 
Sl 

(1) Die Vorſchrift des § 1 Abſatz 1 und 2 der Vierten Durchführungsverordnung vom 10. März 
1933 (G. Bl. S. 114) findet keine Anwendung, wenn vor deren Inkrafttreten die Verteilung des 
Verſteigerungserlöſes bereits ſtattgefunden hatte. 5 

(2) Iſt in einem ſolchen Falle auf Grund der genannten Vorſchrift der Zuſchlagsbeſchluß bereits 
aufgehoben worden, ſo iſt der Aufhebungsbeſchluß von Amts wegen zurückzunehmen. 


§8 2 
War mit Rückſicht auf einen vor Inkrafttreten der Vierten Durchführungsverordnung vom 
10. März 1933 erteilten Zuſchlag eine Zwangsverwaltung oder Sicherungsverwaltung aufgehoben, ſo 
it im Falle der Aufhebung des Zuſchlagsbeſchluſſes ($ 1 Abſ. 2 daſ.) die Zwangsverwaltung oder 
Sicherungsverwaltung von Amts wegen von neuem anzuordnen. Für die Frage, ob und mit welchem 
Range ein Anſpruch zu befriedigen iſt, gelten die aufgehobene und die von neuem angeordnete 
Zwangsverwaltung oder Sicherungsverwaltung als ein ununterbrochenes Verfahren; dies gilt auch 
dann, wenn die Zwangsverwaltung oder Sicherungsverwaltung inzwiſchen auf Antrag des Gläubigers 
von neuem angeordnet iſt. 
8 3 
Eine auf Grund des § 1 der Vierten Durchführungsverordnung vom 10. März 1933 einſt⸗ 
weilen eingeſtellte Zwangsverſteigerung zum Zweck der Aufhebung einer Gemeinſchaft iſt auf Antrag 
vorzeitig fortzuſetzen, wenn ſämtliche Miteigentümer zuſtimmen. 


8 4 
Die Vorſchriften der SS 7 bis 11 der Vierten Durchführungsverordnung vom 10. März 1933 
gelten für Betriebe der Binnen- und Küſtenfiſcherei entſprechend. Dabei ſtehen die Fiſche den im 
§ 7 Abſatz 1 Satz 1 bezeichneten beweglichen Sachen und die Forderungen aus der Veräußerung der 
Fiſche den im Satz 2 daſelbſt bezeichneten Forderungen gleich. 
8 5 
Das Recht des $ 8 der Vierten Durchführungs verordnung vom 10. März 1933 genießen auch 
die nach dem 31. Dezember 1932 fällig gewordenen Altenteilsanſprüche, ſoweit ſie einem kraft Geſetzes 
Unterhaltsberechtigten zuſtehen und den geſetzlichen Unterhaltsanſpruch nicht überſteigen. 


§ 6 
Das Recht des § 9 der Vierten Durchführungsverordnung vom 10. März 1933 genießen auch, 
vorbehaltlich des weitergehenden Rechts aus § 8 Nr. 3 daſelbſt, die Anſprüche aus Verſicherungs⸗ 
verträgen auf Zahlung der für die Zeit nach dem 31. Dezember 1931 geſchuldeten Prämien und 
Nachſchüſſe, ſoweit es ſich um die Verſicherung des Grundſtücks und der zu dem Betriebe und dem 
Hausrat gehörenden beweglichen Sachen handelt. 
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S7 

Die SS 7, 9 der Vierten Durchführungsverordnung vom 10. März 1933 und der $ 4 dieſer 
Verordnung finden auch auf Zwangsvollſtreckungen Anwendung, die bei Inkrafttreten der Vorſchriften 
bereits anhängig waren. 

8 8 

(1) Der Konkursverwalter iſt bei der Veräußerung eines zur Konkursmaſſe gehörigen Tandwirt- 
ſchaftlichen, forſtwirtſchaftlichen oder gärtneriſchen Grundſtücks (S 1 Abſ. 1 der Vierten Durchführungs⸗ 
verordnung vom 10. März 1933) in der Zeit bis zum 31. Oktober 1933 nad) Maßgabe der nach— 
ſtehenden Vorſchriften beſchränkt. Der Veräußerung ſteht die Beſtellung eines Nießbrauchs oder eines 
ſonſtigen dinglichen Nutzungsrechts gleich. 

(2) Ein Rechtsgeſchäft, durch das ſich der Konkursverwalter zur Veräußerung des Grundſtücks ver⸗ 
pflichtet, bedarf zu ſeiner Wirkſamkeit der Genehmigung des Konkursgerichts. Der Erwerber darf 
erſt nach Rechtskraft des Genehmigungsbeſchluſſes in das Grundbuch eingetragen werden. 

(3) Das Konkursgericht darf die Genehmigung nur erteilen, wenn es nach Anhörung der unteren 
Verwaltungsbehörde und des Gemeinſchuldners der Überzeugung iſt, daß ein alsbaldiger Eigentums- 
wechſel geboten iſt, um eine ordnungsmäßige Wirtſchaftsführung bis zur Einbringung der Ernte zu 
ſichern. 

(4) Der Beſchluß iſt dem Konkursverwalter, dem Vertragsgegner und dem Gemeinſchuldner 
zuzuſtellen. Der Beſchluß unterliegt der ſofortigen Beſchwerde; das Beſchwerdegericht hat vor der 
Entſcheidung den Konkursverwalter und den Gemeinſchuldner zu hören. Eine weitere Beſchwerde 
findet nicht ſtatt. 

(5) Der Vertragsgegner kann bis zur Rechtskraft des Genehmigungsbeſchluſſes von dem Ver⸗ 
trage zurücktreten. 

(6) Die Vorſchriften der Abſ. 1 bis 5 gelten auch für Rechtsgeſchäfte der im Abſatz 2 bezeid)- 
neten Art, die vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung, jedoch nach dem 31. Dezember 1932, ab- 
geſchloſſen ſind, ſofern nicht bereits vor dem Inkrafttreten das Eigentum an dem Grundſtück über- 
tragen oder der Nießbrauch oder das ſonſtige Nutzungsrecht begründet worden iſt. 


9 
Dieſe Verordnung tritt mit der ie in Kraft. 
Danzig, den 21. März 1933. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Wiercinski⸗Keiſer Dumont 


n Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſeßblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


